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Berufsrechtlich sind Ärztinnen
und Ärzte verpflichtet, sich
hinreichend gegen Haft-

pflichtansprüche im Rahmen ihrer
beruflichen Tätigkeit zu versichern
(§ 21 der Berufsordnung für die
nordrheinischen Ärztinnen und
Ärzte – BO). Nicht zuletzt vor dem
Hintergrund der in den letzten Jah-
ren festzustellenden Zunahme von
Haftpflichtansprüchen gegen Ärzte
wegen vermeintlicher Behand-
lungsfehler ist diese Versicherung
von großer Bedeutung.

Haftung mit Privatvermögen

Der Umfang des Versicherungs-
schutzes ergibt sich aus der Versiche-
rungspolice und den Versicherungs-
bedingungen.

Umfang und Höhe des Versiche-
rungsschutzes müssen sich grund-
sätzlich an dem zu versichernden
Risiko, das heißt der speziellen ärzt-
lichen Tätigkeit, orientieren.

Insbesondere bei Fächern, die ei-
nem erhöhten forensischen Interes-
se ausgesetzt sind – zum Beispiel
Chirurgie, Anästhesiologie, Gynä-
kologie und Orthopädie – ist es rat-
sam, die Deckungssumme ausrei-
chend zu veranschlagen, zumal der
Arzt im Falle einer zu niedrigen Ab-
sicherung mit seinem gesamten Pri-
vatvermögen haftet.

Umfasst ist zunächst die ärztliche
Tätigkeit im Rahmen des jeweiligen
Fachgebietes, das heißt in der Regel
nicht die fachfremde Tätigkeit.
Beim niedergelassenen Arzt er-
streckt sich der Versicherungsschutz
üblicherweise auch auf den – nicht

nur vorübergehenden – Praxisver-
treter sowie die angestellten Assi-
stenten, die Arzthelferinnen und die
Auszubildenden. Mitversichert ist
regelmäßig auch der ärztliche Not-
falldienst.

Der angestellte Krankenhausarzt
ist in der Regel über die Betriebs-
haftpflichtversicherung des Trägers
für den Bereich seiner Dienstaufga-
ben versichert. Dies gilt zumeist auch
für den Nebentätigkeitsbereich des
liquidationsberechtigten Chefarztes.
Im Zweifel sollte man sich aber im-
mer der jeweiligen Regelungen im
Anstellungsvertrag vergewissern.

Besondere Risiken (zum Beispiel
konsiliarische Tätigkeiten, Betrieb
einer Röntgeneinrichtung oder kli-
nische Versuche) sind gegebenen-
falls zusätzlich zu versichern. Ände-
rungen im Tätigkeitsbereich (Risi-
koerhöhung oder -erweiterung) sind
dem Versicherer mitzuteilen.

Unverzügliche Mitteilung 
im Versicherungsfall

Ist der Haftungs- oder Versiche-
rungsfall eingetreten, sind im Rah-
men der Berufshaftpflichtversiche-
rung bestimmte „Obliegenheiten“ zu
beachten. Wichtig ist hier vor allem,
dass der Arzt den gegen ihn geltend
gemachten Schadensersatzanspruch
unverzüglich, spätestens innerhalb ei-
ner Woche dem Versicherer mitteilt.
Eine Verletzung dieser Obliegen-
heitspflicht kann zum Verlust des
Versicherungsschutzes führen.

Der Arzt hat dem Versicherer auf
Anforderung einen ausführlichen
und wahrheitsgemäßen Schadensbe-

richt zu erstatten. Bedingungsgemäß
darf er einen Haftpflichtanspruch
des Patienten oder seiner Angehöri-
gen nicht ohne vorherige Zustim-
mung des Versicherers rechtlich an-
erkennen.Auch in diesem Fall könn-
te der Versicherer aus der Pflicht zur
Leistung frei werden. Dessen unge-
achtet muss er dem Patienten wahr-
heitsgemäß Auskunft über den Ver-
lauf der Behandlung erteilen.

Die eigentliche Schadensregulie-
rung – zunächst im Rahmen außerge-
richtlicher Verhandlungen – erfolgt
durch den Versicherer. Dieser führt
zweckmäßigerweise auch die Korres-
pondenz mit der „Gegenseite“.

Strafrechtsschutz ist 
gesondert abzuschließen

Der Patient hat unabhängig vom
Vorwurf eines Behandlungsfehlers
einen Anspruch auf Herausgabe
von Kopien der Behandlungsunter-
lagen. Die Erben eines verstorbe-
nen Patienten haben ein Einsichts-
recht grundsätzlich nur im Zusam-
menhang mit der Durchsetzung ver-
mögensrechtlicher Ansprüche.

Nach Möglichkeit sollte der Pati-
ent auch auf die Gutachterkommis-
sion für ärztliche Behandlungsfeh-
ler bei der Ärztekammer hingewie-
sen werden, deren Tätigkeit für ihn
kostenfrei ist.

Von der Berufshaftpflichtversi-
cherung nicht umfasst sind die Kosten
eines Strafverfahrens. Diese sind
über eine Strafrechtsschutzversiche-
rung abzudecken. Verschiedene Be-
rufsverbände haben für ihre Mitglie-
der entsprechende Strafrechtsschutz-
versicherungen abgeschlossen. Hier
sollte man sich gegebenenfalls bei sei-
nem Berufsverband erkundigen.

Nachhaftung

Abschließend sei noch die soge-
nannte Nachhaftungsversicherung
erwähnt. Scheidet der Arzt aus dem
Berufsleben aus, können immer
noch Haftpflichtansprüche gegen
ihn geltend gemacht werden. In der
Regel unterbreiten die Versiche-
rungsunternehmen dem Arzt oder
seinen Erben entsprechende Ange-
bote. Sinnvoll kann dies für die
Dauer von fünf Jahren nach dem
Ausscheiden sein.
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